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Drucksache 2928 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FVP, DP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

zur Änderung des Fliichtlings-Notleistungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über Leistungen zur Unterbrin- 
gung von Deutschen aus der sowjetischen Be- 
satzungszone oder dem sowjetisch besetzten 
Sektor von Berlin (Flüchtlings-Notleistungs- 
gesetz) vom 9. März 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 45) in der Fassung des Gesetzes zur Ände- 
rung des Flüchtlings-Notleistungsgesetzes 
vom 6. Juni 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 265) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 
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Leistungen nach diesem Gesetz können 
zur Unterbringung von Vertriebenen, 
Flüchtlingen und von Personen, die als 
ausländische Flüchtlinge anerkannt wor- 
den sind, angefordert werden.“ 


Bonn, den 29. November 1956 


2. § 43 erhält folgende Fassung: 
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Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 

Verkündung in Kraft.“ 

Artikel 2 

Der Bundesminister des Innern wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Gesetzes über 
Leistungen zur Unterbringung von Deut- 
schen aus der sowjetischen Besatzungszone 
oder dem sowjetisch besetzten Sektor von 
Berlin mit neuem Datum und unter der 
Überschrift „Flüchtlings-Notleistungsgesetz“ 
bekanntzumachen und dabei Unstimmig- 
keiten des Wortlautes zu beseitigen. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Dr. Krone und Fraktion 

Dr. Schneider (Lollar) und Fraktion 

Dr. Brühler und Fraktion 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Begründung 


Die politischen Ereignisse in Ungarn haben 
zu einem Flüchtlingsstrom geführt, der aus 
Gründen der Menschlichkeit und der europä- 
ischen Solidarität auch die Hilfe der Bundes- 
republik Deutschland erfordert. Das deut- 
sche Volk hat sich durch umfangreiche Spen- 
den und Hilfsmaßnahmen an der Linderung 
der großen Notlage Ungarns beteiligt. Die 
Bundesregierung hat darüber hinaus die Be- 
reitwilligkeit zur Aufnahme von ungarischen 
Flüchtlingen in das Bundesgebiet erklärt. Es 
muß damit gerechnet werden, daß die Unter- 
bringungsmöglichkeiten für den z. Z. noch 
nicht übersehbaren Strom ungarischer Flücht- 
linge nicht durch freiwillige Bereitstellung 
oder Anmietung von Unterkünften ge- 
sichert werden kann. Es erscheint daher ge- 
boten, das Flüchtlings-Notleistungsgesetz vom 


9. März 1953 (BGBl. I S. 45) i. d. F. des 
Gesetzes zur Änderung des Flüchtlings-Not- 
leistungsgesetzes vom 6. Juni 1955 (BGBl. I 
S. 265) in der Weise zu ergänzen, daß es auch 
auf ausländische Flüchtlinge angewendet wer- 
den kann. 

Da sich unter den Flüchtlingen aus Ungarn 
auch Volksdeutsche befinden, die als Vertrie- 
bene im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bun- 
desvertriebenengesetzes vom 19. Mai 1953 
(BGBl. I S. 201) gelten, ist das Flüchtlings- 
Notleistungsgesetz auf Vertriebene auszudeh- 
nen. 

Die bisherige Befristung des Flüchtlings-Not- 
leistungsgesetzes ist aus den vorstehenden 
Gründen nicht mehr vertretbar und daher 
aufzuheben. 



